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Entwurf eines Gesetzes über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Gesetz nach Artikel 45 c des 
Grundgesetzes) 

A. Problem 

Der Rechtsschutz des Staatsbürgers und die Kontrollfunktion 
des Parlaments gegenüber Regierung und Verwaltung sollen 
im Wege einer Erweiterung der Befugnisse des Petitionsaus- 
schusses verbessert werden. Dem Petitionsausschuß soll ins- 
besondere eine eigene, unmittelbare und schnellere Sachauf- 
klärung, Tatsachenfeststellung und Wahrheitsfindung ermög- 
licht werden. 


B. Lösung 

1. Der Petitionsausschuß erhält folgende Rechte: 

a) auf Auskunft und Aktenvorlage seitens der Bundesregie- 
rung und Verwaltung, sowie auf Vernehmung von Be- 
diensteten, 

b) auf Anhörung von Petenten, Zeugen und Sachverstän- 
digen, 

c) auf Wahrnehmung dieser Befugnisse auch außerhalb des 
Sitzes des Bundestages, 

d) auf Übertragung jener Rechte auf einzelne Mitglieder 
des Ausschusses, 

e) auf Amtshilfe durch Gerichte und Verwaltungsbehörden. 
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2. Die zwingende Einsetzung des Petitionsausschusses durch 
den Bundestag und die verfassungsrechtliche Ermächtigung 
zur Begründung selbständiger Kontrollbefugnisse sind in 
der vorgesehenen Grundgesetzänderung enthalten. 

3. Der Schutz der Ausschußminderheit wird gewährleistet. 


C. Alternativen 

Die Gesetzentwürfe sind als Kompromiß zu verstehen zwischen 
weitergehenden Vorstellungen, zum Beispiel 

a) der Einführung eines Parlamentsbeauftragten für die zivile 
Verwaltung (eines Ombudsman' s), 

b) der Ausstattung des Petitionsausschusses mit den Rechten 
eines Untersuchungsausschusses (Artikel 44 GG) und (oder) 
eines Ständigen Ausschusses (Artikel 45 GG), 

und Vorschlägen, die Befugnisse des Petitionsausschusses ledig- 
lich geschäftsordnungsmäßig zu stärken. 


D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Gesetzes über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages (Gesetz nach Artikel 45 c des 
Grundgesetzes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Be- 
schwerden nach Artikel 17 des Grundgesetzes haben 
die Bundesregierung und die Behörden des Bundes 
dem Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
Akten vorzulegen, Auskunft zu erteilen und Zutritt 
zu ihren Einrichtungen zu gestatten. 

(2) Die Mitglieder der Bundesregierung sowie die 
Bediensteten des Bundes sind verpflichtet, sich auf 
Verlangen dem Petitionsausschuß gegenüber zum 
Gegenstand einer Beschwerde oder einer damit zu- 
sammenhängenden Frage zu äußern und hierzu vor 
dem Petitionsausschuß zu erscheinen. 

§ 2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und 
die sonstigen Verwaltungseinrichtungen des Bundes 
sowie ihre Bediensteten gilt § 1 entsprechend in dem 
Umfang, in dem Aufsicht besteht. 

§ 3 

Für die Landesbehörden und die dem Landesrecht 
unterstehenden juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts und ihre Bediensteten gilt § 1 ent- 
sprechend, soweit sie Bundesgesetze im Aufträge 
des Bundes ausführen. 

§ 4 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu 
Einrichtungen dürfen nur verweigert und die Äuße- 
rung eines Bediensteten darf nur untersagt werden, 
wenn der Vorgang nach einem Gesetz geheimgehal- 
ten werden muß oder sonstige zwingende Geheim- 
haltungsgründe bestehen. 

(2) über die Verweigerung oder Untersagung 
entscheidet die zuständige oberste Aufsichtsbehörde 
des Bundes oder eines Landes. Die Entscheidung ist 
zu begründen. Die Bundesregierung ist auf Verlan- 
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gen des Petitionsausschusses verpflichtet, diese Ent- 
scheidung nachzuprüfen. 

§ 5 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, 
Zeugen und Sachverständige anzuhören. 

§ 6 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entspre- 
chend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 
gen und Sachverständigen vom 1. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1757) entschädigt. 

§ 7 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages die Aus- 
übung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz im Ein- 
zelfall auf eines oder mehrere seiner Mitglieder 
übertragen. 

§ 8 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflich- 
tet, dem Petitionsausschuß und den von ihm beauf- 
tragten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 

§ 9 

Der Petitionsausschuß muß auf Verlangen eines 
Viertels seiner Mitglieder von den Befugnissen nach 
diesem Gesetz Gebrauch machen. 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Wehner und Fraktion 

Dr. Carstens, Stückten und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begrürrdung 


Der Gesetzentwurf über die Befugnisse des Petitions- 
aussdiusses des Deutschen Bundestages, der zusam- 
men mit dem Antrag auf Einfügung eines Artikels 
45 c in das Grundgesetz (Drucksache 7/580) einge- 
bracht wird, enthält die zusätzlichen und erweiter- 
ten Rechte, die notwendig sind, um dem Petitions- 
ausschuß eine eigene, d. h. von der Regierung und 
Verwaltung unabhängige, sowie eine unmittelbare, 
den Dienstweg ausschließende, und dadurch schnel- 
lere Sachaufklärung, Tatsachenfeststellung und 
Wahrheitsfindung zu ermöglichen. 

Zur weiteren Begründung wird auf den begründeten 
Antrag auf Drucksache 7/580 verwiesen. 
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